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Regierungsvorlage 
Dezember 2025                                                                                                                                                                    zu Zl. 01-VD-LG-57295/2025-32 

Entwurf eines Gesetzes, 
mit dem das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 geändert wird  

Textgegenüberstellung 

 

Geltende Fassung Vorgeschlagene Fassung 

 

 
Artikel I 

Änderung des Kärntner Veranstaltungsgesetzes 2010 

Gesetz vom 16. Dezember 2010 über die Regelung des Veranstaltungswesens (Kärntner 
Veranstaltungsgesetz 2010 - K-VAG 2010) 

StF: LGBl.  Nr. 27/2011 

Änderung 

LGBl Nr  42/2011 (DFB) 

LGBl Nr  89/2012 

LGBl Nr 110/2012 

LGBl Nr  85/2013 

LGBl Nr  65/2017 

LGBl Nr  71/2018 

LGBl Nr  29/2020 

LGBl Nr 117/2020 

LGBl Nr  36/2022 

LGBl Nr 100/2024 (K,VfGH) 

 

Das Kärntner Veranstaltungsgesetz 2010 – K-VAG 2010, LGBl. Nr. 
27/2011, zuletzt in der Fassung des Gesetzes LGBl. Nr. 36/2022 und der 
Kundmachung LGBl. Nr. 100/2024, wird wie folgt geändert: 



REG.SITZG. 

Seite 2 von 4 

 

 

§ 8 

Verbotene Veranstaltungen 

(1) Verboten sind 

 a) Veranstaltungen, die den Strafgesetzen zuwiderlaufen; 

 b) Experimente, durch welche die Besucher der Veranstaltung gefährdet werden 
können, insbesondere Experimente auf dem Gebiet der Hypnose oder der 
Suggestion, bei denen sich der Veranstalter aus dem Kreis der Besucher der 
Veranstaltung bedient; 

 c) Veranstaltungen, bei welchen die Besucher durch spielerische Tätigkeiten 
oder Wettbewerbe zur Konsumation beträchtlicher Mengen an Alkohol, die 
geeignet sind schwere alkoholische Rauschzustände herbeizuführen, angeregt 
werden. 

(2) Das Aufstellen und der Betrieb eines Spielautomaten,  

 a) dessen Spielinhalt aggressive, gewalttätige, kriminelle, rassistische oder 
pornographische Darstellungen aufweist,  

 b) dessen Spielgeschehen die Tötung oder Verletzung von Menschen oder Tieren 
in natürlicher Weise darstellt, soweit ein derartiger Spielinhalt nicht bereits von 
lit. a erfasst ist, oder 

 c) dessen Spielinhalt nach allgemeinem sittlichen Empfinden die Menschenwürde 
grob verletzt, soweit ein derartiger Spielinhalt nicht bereits von lit. a oder b 
erfasst ist, 

ist untersagt. 

(2a) Weiters sind das Aufstellen und der Betrieb von Spielautomaten, die 
Vermögenswerte auszahlen oder ausfolgen, untersagt. Hierbei ist es unerheblich, ob die 
Vermögenswerte vom Spielautomaten selbst oder auf andere Weise ausgefolgt werden 
oder Hinweise und Ankündigungen die Erzielung eines Vermögenswertes ausschließen. 
Freispiele, die beim Betrieb des Spielautomaten erzielt werden, gelten nicht als 
Vermögenswerte im Sinne des ersten und zweiten Satzes. Die Ablöse von Freispielen in 
Vermögenswerten ist jedoch unzulässig. Ebenfalls nicht als Vermögenswerte im Sinne 
des ersten und zweiten Satzes gelten Gegenstände von geringem Wert, die üblicherweise 
der Unterhaltung von Kindern dienen. Die Landesregierung hat durch Verordnung eine 
ziffernmäßige Wertgrenze, die diese Gegenstände nicht überschreiten dürfen, 
festzulegen. 

(3) Am Karfreitag und am 24. Dezember sind Veranstaltungen verboten. Am 
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Karsamstag dürfen Veranstaltungen nicht vor 14 Uhr begonnen werden. 
1. § 8 wird folgender Abs. 4 angefügt: 

(4) Am Karfreitag sind Veranstaltungen, die aufgrund ihrer Art und 
Durchführung geeignet sind, den Charakter dieses Tages zu stören oder 
die religiösen Gefühle der Bevölkerung zu verletzen, verboten, sofern 
deren Durchführung durch Personen, die weder Besucher noch 
Teilnehmer noch mit der Durchführung der Veranstaltungen betraut sind, 
in der Öffentlichkeit wahrnehmbar ist, insbesondere weil die 
Veranstaltungen außerhalb von geschlossenen Räumen stattfinden. 

 

§ 30 

Strafbestimmungen 

(1) Sofern die Tat nicht den Tatbestand einer in die Zuständigkeit der Gerichte 
fallenden strafbaren Handlung bildet oder nach anderen Verwaltungsstrafbestimmungen 
mit strengerer Strafe bedroht ist, begeht eine Verwaltungsübertretung, wer 

 a) bewilligungspflichtige Veranstaltungen ohne Bewilligung oder abweichend 
von dieser durchführt; 

 b) soweit eine Genehmigungspflicht für Veranstaltungsstätten und 
Veranstaltungseinrichtungen vorgesehen ist, Veranstaltungen in nicht 
genehmigten Veranstaltungsstätten durchführt oder nicht genehmigte 
Veranstaltungseinrichtungen verwendet oder als Verfügungsberechtigter über 
derartige Veranstaltungsstätten oder Veranstaltungseinrichtungen eine für 
eine Veranstaltung nicht genehmigte Veranstaltungsstätte oder 
Veranstaltungseinrichtung zur Verfügung stellt; 

 c) soweit für Veranstaltungsstätten keine Genehmigungspflicht vorgesehen ist, 
Veranstaltungen in hierfür nicht geeigneten Veranstaltungsstätten durchführt 
oder als Verfügungsberechtigter über eine solche Veranstaltungsstätte eine 
für die Veranstaltung ungeeignete Veranstaltungsstätte zur Verfügung stellt; 

 d) soweit eine behördliche Untersagung einer Veranstaltung erfolgt ist, diese 
trotz der Untersagung  durchführt, oder die Bestimmungen der §§ 3, 5, 8, 9 
Abs. 1, 10 Abs. 1 und Abs. 1a, 12 Abs. 1 bis Abs. 4, 13 oder 23 Abs. 5 dritter 
Satz übertritt; 

 e) Veranstaltungen entgegen des Verbots nach § 8 beginnt oder nicht beendet; 

 f) Maßnahmen nach §§ 22 Abs. 1, 23 Abs. 1, Abs. 3, Abs. 4 und Abs. 5 erster 
Satz nicht duldet oder behindert; 

 g) die auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen übertritt; 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 

2. In § 30 Abs. 1 lit. d entfällt die Ziffern- und Zeichenfolge „8,“. 
 

3. § 30 Abs. 1 lit. e lautet: 

 e) Veranstaltungen entgegen dem Verbot nach § 8 durchführt; 
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 h) den auf Grund dieses Gesetzes erlassenen Bescheiden, Erkenntnissen oder 
Beschlüssen zuwiderhandelt, soweit ein derartiges Verhalten nicht bereits 
den Tatbestand der lit. a bis lit. g erfüllt; 

 i) Veranstaltungen zur Vornahme oder Förderung unsittlicher Handlungen oder 
auf andere Weise missbraucht; 

 j) durch eine Veranstaltung das Leben oder die Gesundheit der Besucher oder 
veranstaltungspolizeiliche Interessen oder Interessen des Jugendschutzes 
gefährdet; 

 k) durch eine Veranstaltung eine unzumutbare Beeinträchtigung von Menschen 
durch Immissionen (zB Lärm, Geruch, Erschütterung, Wärme, 
Lichteinwirkung oder Schwingungen) herbeiführt; 

 l) (entfällt) 

 m) als nach § 11 Abs. 1 zur Erstellung eines Sicherheitsberichtes berechtigte 
Person oder als nach § 12 Abs. 5 zur Durchführung einer wiederkehrenden 
Überprüfung und Ausstellung einer Prüfbescheinigung berechtigte Person, 
den Sicherheitsbericht (§ 9 Abs. 6) oder die wiederkehrende Überprüfung 
und Ausstellung einer Prüfbescheinigung (§ 12 Abs. 1 bis 4) nicht 
entsprechend den Bestimmungen dieses Gesetzes oder entsprechend den auf 
Grundlage dieses Gesetzes erlassenen Verordnungen erstellt oder durchführt; 

 n) als Veranstalter seinen Bekanntgabepflichten nach § 27 Abs. 2 und Abs. 4 
nicht oder nicht rechtzeitig nachkommt. 

(2) Verwaltungsübertretungen sind von der Bezirksverwaltungsbehörde mit 
Geldstrafe bis zu 7260 Euro zu bestrafen. 

(3) Der Versuch ist strafbar. 
 


